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1. BundecmictcnG §§ 18 19*

a) Der Mieter, der auf die Erhöhungserklärung des Vormieters 
hin eine "angemessene" Uietzinserhöhung grundsätzlich an­
erkennt, kann sich im Rechtsstreit über den Umfang der Er­
höhung nicht mehr darauf berufen, daß die Erhöhungserkliirung 
des Vermieters nicht der Pormvorschrift des § 18 l.BMG ent­
spreche »

b) Eine solche Erklärung des Mieters braucht nicht zu bedeu­
ten, daß er auch insoweit auf die Einwendungen aus § 19 
AbSol und 2 l.BMG verzichte, als die vom Vermieter verlang­
te Mieterhöhung über die vom Mieter als angemessen angese­
hene Höhe hinausgeht.

BGH, Urt« v. 14. November 1962 - VIII ZR 85/61 - OLG Karlsruhe
LG Mannheim



VIII Zit 85/61
Verküttdct am 14o November 196 

Juctizoborsekrotär
als Urkundsbeamter der

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Frau Anni G gebe in MI

Beklagten und Revisionsklägerin, 
- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Frhr.v»

gegen

den Kaufmann Karl M 
klcidungshaus M d H t ?  in Mi

, Inhaber der Firma Be-m«,
Kläger und Revisionsbeklagten:,

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Prof»Br,

hat der VIII» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 14» November 1962 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Br»Haidingcr sowie der Bundes­
richter Br.Gelhaar, Artl, Dr»Mczger und Dr»Messner

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 1» Zivilsenats des Oberlandcsgerichts Karls­
ruhe vom 15o März 1961 aufgehoben»
Die Sache wird zur andorwoiton Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen»

Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Dor Kläger ist Eigentümer eines Grundstücks in 
das er von einer Erbengemeinschaft 

erworben hat«, Die Voreigentümer hatten mit dem Ehemann 
der Beklagten am 15. November 1946 einen Uiet- und 
Aufbauvertrag geschlossen«, In diesem Vertrage mietete 
der Ehemann der Beklagten ein Ladengeschäft auf dem 
Grundstück der Vermieter auf eine Mietzeit von 20 Jah­
ren zu einen monatlichen Mietzins von 450 RMa der nach 
der Y/ährungsreforn auf 475 DM erhöht wurde. Der Ehemann 
der Beklagten übernahm es, das Erdgeschoß des Grund- 
Stücks aufzubauen. Zu diesem Zweck gab er den damaligen 
Eigentümern ein Darlehen von 12 500 RM zunächst zins­
los und nach Beendigung des Wiederaufbaues mit 3 # 
verzinslich, das durch Verrechnung mit der Miete ge­
tilgt werden sollte. Sämtliche aus dem Aufbau- und 
Mietverträge dem Ehemann der Beklagten zustehenden 
Rechte übertrug er durch Abtretungsvertrag auf die Be­
klagte. Die Beklagte verpachtete ab 15. April 1955 die 
gemieteten Räume mit der Ladeneinrichtung zu einem mo­
natlichen Mietzins von 900 DM weiter. Von dem Unter­
pächter erhielt sie außerdem ein zinsfreies Darlehen 
von 13 800 DM.

Mit Schreiben vom 23. September 1958 verlangte der 
Anwalt des Klägers unter Hinweis auf die Vorschriften 
der §§ 24, 18 und 21 des Bundesmietengesetzes eine 
monatliche Miete von 1250 DM. Er nahm dabei auf den 
für mehrere andere Geschäftsräume gezahlten Mietzins 
Bezug. Hierauf erwiderte der Anwalt der Beklagten mit 
Schreiben vom 17. Oktober 1958 u.a. wie folgt;

Uo * o

1. Pr au G ^ H B  (das ist die Beklagte) erkennt eine angemessene Mietpreiserhöhung grund­
sätzlich an.
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Boi Berücksichtigung aller Umstände des 
Falles wird vorbehaltlich einer etw. rechts­
kräftigen Feststellung durch das Gericht, eine 
Erhöhung des derzeitigen monatlichen Miet­
zinses um 30 % als angemessen erachtet.
Frau wird demgemäß die monatlicheEntrichtung dieser ün 50 erhöhten -Monatsmiete 
ab 1.11.1958 aufnohnen.,

II
• Q O O

Die Beklagte zahlte seit dem 1. November 1958 bis 
einschließlich September I960 eine Miete von 617 DM 
monatlich an den Kläger.

Der Kläger verlangt Zahlung eines Mietzinses von 
monatlich 1250 DM. Von dem Ünterschicdsbctrage zwi­
schen 1250 DM und 617 DM zieht er 64,75 DM ab, die 
der Unterpächter seit dem 1. November 1958 an ihn un­
mittelbar bezahlt. Dementsprechend hat der Kläger vor 
dem Landgericht seinen Anspruch auf Zahlung eines mo­
natlichen Mietzinsreotes von 568,25 DM für die Monate 
November 1958 bis Juni I960 im Betrage von insgesamt 
11 365 DM verfolgt. Nachdem der Klüger auf Grund des 
der Klage stattgebenden Urteils des Landgerichts die 
Pachtzinsforderung der Beklagten gegen den Unterpäch­
ter hat pfänden und sich überweisen lassen, hat die 
Beklagte seit dem 1. Oktober I960 keine Miete mehr ge­
zahlt .

Der Kläger hat im zweiten Rechtszuge ferner Zah­
lung von je 568,25 DM für die Monate Juli I960 bis 
September I960, zusammen 1704,75 DM und von je 1105,25 DM 
für die Monate Oktober I960 bis Februar 1961 im Gesamt­
beträge von 5926,25 DE! verlangt. Insgesamt begehrt er 
danach Zahlung von 18 996 DM.

Das Landgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
11 365 DM nebst Zinsen, das Oberlandesgcricht zur Zoh-



lung von 13 196 DM nebst Zinsen, abzüglich beigetrie­
bener 2250 DM verurteilte

Mit der Revision erstrebte die Beklagte die Ab­
weisung der Klage in vollem Umfange» Der Kläger bean­
tragt die Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:

I. Das Berufungsgericht ist der Auffassung, die Era- 
go der Erhöhung des Mietzinses regele sich nach der 
Vorschrift des § 24 l.BMG in Verbindung mit den §§ 18 
bis 21 l.BMG. Diese Ansicht unterliegt keinen Beden­
ken; die Revision greift sie auch nicht an»

1» Das Berufungsgericht hält die Beklagte für ver­
pflichtet, seit dem 1. November 1958 die ortsübliche 
Miete zu zahlen, die es auf 1050 DM benißt. Es kommt 
danach zu dem Ergebnis, die Beklagte schulde für die 
Zeit von November 1958 bis Juni I960 einen Betrag von 
7365 DM, für die Monate Juli I960 bis September I960 
einen Betrag von 1104,75 DM und für die Zeit von Okto­
ber I960 bis Februar 1961 einen Betrag von 4726,25 DM 
(rechnerisch richtig 4926,25 DM), insgesamt 13 196 DM 
(richtig 13 396 DM) abzüglich beigetriebener 2250 DM 
nebst Zinsen. Dazu führt das Berufungsgericht aus, cs 
brauche nicht mehr geprüft zu werden, ob die Voraus­
setzungen der §§18 bis 21 l.BMG im einzelnen vorlägen, 
insbesondere, ob das Schreiben des Klägers vom 
23. September 1958 den Erfordernissen des § 18 Abo.l 
l.BMG entspreche und ob der Beklagten Einwendungen aus 
§ 19 BI.IG zur Seite ständen. Mit dem Schreiben des An­
walts der Beklagten vom 17. Oktober 1958 habe sic in
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gültiger Weise auf diese Einwendungen verzichtete 
Ihr Vorbehalt habe sich nur auf die Höhe des Mietzinses, 
nicht mehr aber auf die Zulässigkeit der Mieterhöhung 
als solche bezogen, Die Beklagte sei-mit allen ihren 
Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rechtsstreit 
gegen die Zulässigkeit der Mieterhöhung als solche er­
hebe. Es bedürfe daher nur noch die Frage der Entschei­
dung, wie hoch sich der ortsübliche Mietzins am Tage 
des Inkrafttretens des Bundesmietengesetzes belaufen 
habe.

2. Die Revision wendet sich in erster Linie gegen 
die Auffassung des Berufungsgerichts, daß das Schrei­
ben vom 17. Oktober 1958 eine Verzichtserklärung ent­
halte. Die Angriffe der Revision gehen dabei in zwei 
Richtungen. Sie macht einmal geltend, daß mit dem 
Schreiben vom 1?» Oktober 1958 ein Verzicht überhaupt 
nicht, wirksam erklärt worden sei, zum anderen meint sie, 
ein Verzicht habe sich allenfalls auf eine Erhöhung 
der Miete bis zu 30 % beschränkt.

a) Soweit die Revision die Auslegung, daß die Be­
klagte im Schreiben vom 17. Oktober 1958 einen Verzicht 
erklärt habe, mit der Rüge angroift, die sachlichrocht- 
lichen Auslegungsvorschriftcn und die Bestimmung des 
§ 286 ZPO seien verletzt, kann sic damit keinen Erfolg 
haben. Sie meint, das Berufungsgericht habe verJcannt, 
daß das Schreiben eine Antwort auf das Schreiben des 
Ani7alts des Klägers vom 23. September 1958 darstollc.
Das in dem Schreiben vom 17. Oktober 1958 enthaltene 
Anerkenntnis bilde keine für sich stehende Erklärung, 
sondern sei im Zusammenhang mit dem Schreiben des Klä­
gers vom 23. September 1958 zu würdigen. Dafür, daß
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das Berufungsgericht diesen Zusammenhang übersehen ha­
be, liegen indes keine Anhaltspunkte vor. Die Hevision 
glaubt ferner, das Berufungsgericht habe das in Nr« 1 
des Schreibens vom 17. O3ktober 1958 abgegebene Aner­
kenntnis ohne Berücksichtigung der unter Nr.2 enthal­
tenen Erklärung ausgelegt. Damit stellt die Revision 
es wohl auf den Vortrag der Beklagten in der Berufungs­
begründung ab, mit dem Angebot zu einer gütlichen und 
zumutbaren MietheraufSetzung um 30 (p  habe sie gezeigt, 
daß sie zur Vermeidung eines Rechtsstreits zu einem 
finanziellen Entgegenkommen bereit sei. Da es jedoch 
zun Prozeß gekommen sei, bestehe eine Bindung an ihr 
Anerkenntnis nicht mehr. Das Berufungsgericht hat den 
Vorbehalt der Nr.2 des Schreibens dahin ausgelegt, daß 
er sich nur auf die Höhe des Mietzinses, nicht aber auf 
die Zulässigkeit der Mieterhöhung beziehe. Das ist eine 
mögliche Würdigung, die der Nachprüfung durch das Re­
visionsgericht entzogen ist.

b) Was die rechtliche Auswirkung des Verzichtes 
betrifft, so ist zwischen der Formvorschrift für die 
Erhöhungser3clärung nach § 18 Abs.l l.BMG und den Tat­
beständen des § 19 l.BMG, die ein Recht auf Mieterhö­
hung ausschließen, zu unterscheiden;

Die Annahme des Berufungsgerichts, der Mieter 
3:önne auf die Einhaltung der Formvorschriften des § 18 
l.BMG verzichten, ist nicht unbedenklich. Grundsätzlich 
ist die Beachtung der durch Gesetz vorgeschriebenen 
Form der Parteiverfügung entzogen. Nach § 125 BGB ist 
ein Rechtsgeschäft - darunter fällt auch die reehts- 
gestaltendo Erklärung des § 18 - bei Formmangel nich­
tig. Die Auffassung des Berufungsgerichts ist aber min­
destens im Ergebnis zutreffend. Vermieter und Mieter
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können statt durch das Verfahren der §§ 18 ff l.BKG 
auch durch Vereinbarung die Miete erhöhen. Unter die­
sem Blickwinkel hat das Berufungsgericht auch den so­
genannten Verzicht gesehen» Es würdigt ihn dahin, daß 
die Beklagte in bindender Weise eine angemessene I.Iiet- 
Preiserhöhung bey/illigt habe. Zu einer solchen Erhö­
hung konnte die Beklagte sich vertraglich ve? pflich­
ten. So deuten auch Fischer-Dieskau/Pergande/V/ormit 
(Bas Bundosmietrccht-, v § 18 BMG Anm.14) die Anerken­
nung einer höheren Mictzinsochuld bei formeller Unzu­
länglichkeit der Erhöhungserklärung in die Zustimmung 
zu einem wirksamen Erhöhungsvertrag um.

Keinen Bedenken unterliegt die Auffassung, daß 
ein Mieter, der sich zu einer angemessenen Mieterhö­
hung verpflichtet, dabei auf die ihm aus § 19 l.BMG 
zusteilenden Einwendungen verzichten kann. Wenn die Hict- 
parteien in der Lage sind, eine Miete neu zu vereinba­
ren, so kann der Mieter auch auf Hechte aus einer frü­
heren ausdrücklich getroffenen Abrede, die solche Erhö­
hungen ausschloß, verzichten. Es stellt daher entgegen 
der Meinung der Revision keinen Verfahrensverstoß dar, 
daß das Berufungsgericht davon abgesehen hat, Beweis 
über die Behauptung der Beklagten zu erheben, bei Ab­
schluß des Mietvertrages hätten die damaligen Vertrags­
parteien an die Möglichkeit einer späteren Mietpreis- 
freigabo gedacht und hätten von ihr gesprochen, sie 
seien sich auch darüber einig gewesen, daß für: 'diesen 
Fall dennoch die von der Mietpreisbehörde damals fest­
gesetzte Miete für die gesamte Bauer dos Vertrages ver­
bindlich bleiben solle» Ebenso kann ein Mieter, der 
□ich mit einer Mietzinserhöhung in einem bestimmten 
Umfange einverstanden erklärt, mindestens insoweit
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auch auf Einwendungen gegen eine Mieterhöhung verzich­
ten, die eich auc den "Umständen" ergeben, also im Wege 
ergänzender Auslegung des Mietvertrages.» Schließlich 
kann der Mieter auch auf Einwendungen verzichten, die 
er nach § 19 Abs,2 l.BMG aus der Leistung von Verwen­
dungen, Zuschüssen und Beiträgen zum Mietgegenstand 
herleiten könnte.

Bas Berufungsgericht geht daher ohne RechtsIrrtum 
davon aus, daß die Beklagte mit Einwendungen ausge­
schlossen ist, die sich gegen die Erhöhung des ursprüng­
lich vereinbarten Mietzinses als solche richten. Bamit 
erledigen sich alle Rügen der Revision, daß das Beru­
fungsurteil die Formvorschriften der §§ 18 Abs.l, 24
I. BMG über die Mitteilung der Berechnungsunterlagen, 
insbesondere die Angabe von Verglcichsräumen, verletze. 
Eine ganz andere, nachstehend behandelte Präge ist aber, 
ob in einem Palle v/ie hier der Verzicht den Mieters auch 
eine Mieterhöhung umfaßt, die über die von ihm bewillig­
te hinausgeht.

II. 1. Was die Tragweite betrifft, den ein etwa erklär­
ter Verzicht auf die Einwendungen aus §§ 18 ff l.BIIG 
habe, so macht die Revision geltendi Die Beklagte habe 
nicht allgemein auf die Einwendungen aus dem Bundesmic- 
tengosetz verzichtet, sie habe nur eine angemessene 
Mieterhöhung anerkannt und sich dabei bereit erklärt, 
die von ihr zugestandenc Erhöhung von 30 $ zu zahlen. 
Biesen Betrag habe sie auch bezahlt. Nur mit dieser Ein­
schränkung könne eine Verzichtserklärung aus dem Gesamt- 
wortlaut des Briefes von 17. Oktober 1958 entnommen 
werden. Bas sei vom Berufungsgericht verkannt.



2, Dieser Angriff der Revision ist zum Teil begrün­
dete Die Revision kann sich allerdings nicht darauf be 
rufen, daß hinsichtlich einer den Satz von 30 >•' über­
schreitenden Mieterhöhung es mangels V/ohrung der Form 
an einer wirksamen Erhöhungoerklärung fehle» Wenn die 
Beklagte sich vertraglich zur Erhöhung der Miete auf 
einen "angemessenen" Betrag verpflichtete, so steht 
eine Erhöhung der Miete durch einseitige Erklärung des 
Vermieters überhaupt nicht mehr in Frage und es kommt 
auf die Erklärungen des Klägers im Schreiben vom 
23o September 1958 nicht an» Die Beklagte kann sich 
auch nicht mehr darauf stützen, daß die Rechtsvorgän­
ger der Parteien eine Erhöhung der Miete durch aus­
drückliche Abrede ausgeschlossen hätten» Eine solche 
Vereinbarung ist durch das Einverständnis zur Zahlung 
einer erhöhten Miete gegenstandslos geworden.

Anders liegt es aber bei der Einwendung, der 
Ausschluß ergebe sich aus den Umständen» Die Revision 
wendet sich mit Recht gegen die Auffassung des Beru­
fungsgerichts, zur Feststellung der geschuldeten ange­
messenen Miete bedürfe es nur noch der Entscheidung 
über die Höhe des ortsüblichen Mietzinsese Das Beru­
fungsgericht ist offenbar der Auffassung, die Beklag­
te habe schlechthin auf die ihr nach § 19 Abs»l und 2 
zustehenden Einwendungen verzichtet und habe mit der 
Bewilligung einer Erhöhung von 30 # die Verpflichtung . 
zur Zahlung der ortsüblichen Miete anerkannt» Dabei 
scheint das Berufungsgericht sich von dem Gedanken lei 
ten zu lassen, es gebe nur zwei Möglichkeiten, entwe­
der sei eine Mieterhöhung völlig ausgeschlossen, oder 
aber die Miete müsse als angemessen auf den Betrag der 
ortsüblichen Miete erhöht werden» Es führt nämlich aus
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der Vorbehalt in der Nr»2 des Schreibens vom 17»Okto­
ber 1958 besiehe sich nur noch auf die Höhe des Miet­
zinses; und fährt dann nach einer Erörterung; daß 
die Parteien auf preiorechtlich zulässige Einwendun­
gen verzichten könnten, fort, es bedürfe daher nur 
noch die Präge der Entscheidung, wie hoch sich der 
ortsübliche Mietzins belaufe. Das kann nichts ande­
res heißen, als daß auf Grund eines Verzichtes auf 
die Einwendungen aus den §§18 und 19 l.BMG als ange­
messener Mietziens nur der ortsübliche Mietzins ge­
schuldet werde und daß die Beklagte im Schreiben vom 
17 - Oktober 1958 nur die Höhe der ortsüblichen Miete 
noch der gerichtlichen Feststellung habe Vorbehalten 
wollen.

Die Auffassung, daß, wenn überhaupt eine Miet- 
zinserhöhung stattfinde, die Miete auf den Satz der 
ortsüblichen Miete festzusetzen sei, ist unrichtig.
Der erkennende Senat hat bereits im Urteil 3GHZ 26, 
310,318 ausgeführt, gerade bei der Hingabe von Bau­
kostenzuschüssen könne unter Berücksichtigung aller 
Umstände schon die gesetzliche Regelung im Einzelfall 
das Ergebnis rechtfertigen, daß lediglich ein bestimm­
ter Teil der Miete von der Erhöhung ausgenommen sein 
solle (ebenso Roquette, Bundesmietengesetze 3°Aufl.
§ 19 loBMG Anm.15). Der Grund liegt darin, daß der für 
die Entscheidung mutmaßliche Wille der Parteien unter 
Würdigung aller Umstände nach Treu und Glauben zu er­
mitteln ist.

Eine Mieterhöhung nur in beschränktem Umfange, 
d.h. also auf eine Höhe unterhalb des ortsüblichen 
Mietzinses, kann sich auch auf § 19 Abs.2 l.BMG grün­
den (Roquette aaO § 19 l.BMG Anm.32 a.E.). Nach die-
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scr Vorschrift steht dem Vermieter das Rocht zur Miet­
erhöhung insoweit nicht zu, als im Hinblick auf Bei­
träge des Mieters zur Schaffung, Instandsetzung oder 
Instandhaltung des Mietgogenstandes eine Mieterhöhung 
nicht gerechtfertigt ist. Haß solche Beiträge gelei­
stet worden seien, hat die Beklagte ausdrücklich vor- 
getragene Ihr Ehemann soll am Bau selbst mitgearbeitet 
und außerdem 5358,62 RM und 17 902,85 HM aufgev/endet 
haben.

Es ist danach denkbar, daß zwar eine Mieterhöhung 
gerechtfertigt gewesen ist, daß sie aber nach den Um­
ständen des Falles (§19 Abo.l) und unter Berücksich­
tigung der Leistungen des Rechtsvorgängors der Beklag­
ten (§19 Abc,2) sich auf 30 $  hätte beschränken müs­
sen. Has hat nach den Entscheidungsgründen das Beru­
fungsgericht 'möglicherweise verkannt.

Von der unrichtigen Betrachtungsweise aus, daß 
eine Mieterhöhung entweder ausgeschlossen sei oder 
die Miete auf den ortsüblichen Mietzins angehoben wer­
den müsse, kann die Auslegung des Schreibens vom 
17« Oktober 1958 beeinflußt worden sein. Henn ohne die 
Annahme, daß die von der Beklagten anerlcannte "ange­
messene" Miete der ortsüblichen Miete glcichzusetzon 
sei, wäre die Auslegung des. Berufungsgerichts kaum 
erklärlich. Andernfalls hätte das Berufungsgericht 
Heimlich die Erklärung der Beklagten dahin gewürdigt, 
sie habe auf Einwendungen gegen eine Mietzinserhö- 
hung auch insoweit verzichtet, als der Kläger eine 
Erhöhung über 30 fo hinaus fordert. Eine solche Aus­
legung stände aber, wie die Revision mit Recht gel­
tend macht, mit dem Wortlaut des Schreibens in Wider-
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spruch. Das Berufungsgericht durfte an, dem Umstand, 
daß die Beklagte nach Nr,2 des Schreibens ausdrücklich 
eine Erhöhung des Mietzinses um 30 "bei Berücksich­
tigung aller Umstände des Palles" für angemessen er­
achtet, nicht Vorbeigehen. Es spricht viel dafür, daß 
die Beklagte nicht etwa gemeint hat, der allgemeine 
ortsübliche Mietzins sei angemessen, sondern daß sie 
hat sagen wollen, bei der nach § 19 Abs.l und 2 l.BMG 
gebotenen Berücksichtigung der besonderen Umstände ge­
rade des Einzelfalles sei eine Erhöhung des Mietzin­
ses um 30 $ billig, eine darüber hinausgehonde Erhö­
hung aber nicht gerechtfertigt. Dann aber drängt sich 
die Präge auf, ob die Beklagte nicht etwa nur auf Ein­
wendungen insoweit hat verzichten und eine Mieterhö­
hung hat anerkennen wollen, als diese den Umfang von 
30 $ nicht überschritt. Diese Überlegung hat das Be­
rufungsgericht anscheinend von seinem Gedankengang aus, 
daß der Mietzins nur auf den Satz der ortsüblichen 
Miete erhöht worden könne, nicht angestellt«, Die Aus­
legung des Schreibens, vom 17- Oktober 1958 ist daher 
insoweit nicht frei von Rechtsirrtum«

3» Das Berufungsgericht, an das die Sache, soweit 
das angefochtene Urteil sich mit der über 30 cß> hinaus­
gehenden Mietzinserhöhung befaßt, zurückzuverweisen 
ist, wird das Schreiben der Beklagten vom 17- Oktober 
1958 einer erneuten Auslegung unterziehen müssen„ Es 
wird, falls es zu dem Ergebnis kommt, daß der Ver­
zicht der Beklagten auf Einwendungen aus § 19 Abs.l 
und 2 l.BMG nicht über die anerkannte Mieterhöhung 
hinausreicht, darüber zu befinden haben, ob Umstände 
des Palles und etwaige Leistungen und Beiträge des
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Ehemannes dor Beklagten einen Mietzins rechtfertigen, 
der unter dem Satz der ortsüblichen Miete liegtc

Die Entscheidung über die Kosten der Revision ist 
den Berufungsgericht übertragen worden5 weil sie von 
der Endentscheidung abhängt»

Br „Haidinger Br«,Golhaar Artl Brdffezger BroMessnei
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